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Korrigendum 

zum Artikel «Was Sie als Verwaltungsrat wissen müssen» 

Unter der Überschrift «Zusätzliche Pflichten» schreiben wir: 

Die Benachrichtigung des Richters bei Überschuldung kann künftig nur entfallen, wenn Rangrücktritte 
im Umfang der Überschuldung bestehen und die begründete Aussicht besteht, dass die 
Überschuldung innerhalb von 90 Tagen behoben werden kann. 

Richtig wäre: 

Die Benachrichtigung des Richters bei Überschuldung kann künftig nur entfallen, wenn Rangrücktritte 
im Umfang der Überschuldung bestehen oder die begründete Aussicht besteht, dass die 
Überschuldung innerhalb von 90 Tagen behoben werden kann. 

zum Artikel «Private Nutzung von Geschäftsfahrzeugen» 

Im ersten Abschnitt schreiben wir: 

Neu kann die private Nutzung des Geschäftsfahrzeugs inklusive Arbeitswegkosten pro Monat mit 0,9 
Prozent (bisher 0,8 Prozent) des Fahrzeugkaufpreises versteuert werden. Die Fahrkosten zum 
Arbeitsort (ohne Aussendienstanteil) müssen weiterhin mit 70 Rappen pro Kilometer als Einkommen 
in der Steuererklärung deklariert werden. Davon können bei der direkten Bundessteuer bis maximal 3 
000 Franken als Berufskosten abgezogen werden, während die Kantone Höchstbeträge nach 
kantonalem Recht oder unbeschränkte Beträge erlauben. 

Richtig wäre: 

Bisher mussten die Fahrkosten zum Arbeitsort (ohne Aussendienstanteil) mit 70 Rappen pro 
Kilometer als Einkommen in der Steuererklärung deklariert werden. Davon konnten bei der direkten 
Bundessteuer bis maximal 3 000 Franken als Berufskosten abgezogen werden, während die Kantone 
Höchstbeträge nach kantonalem Recht oder unbeschränkte Beträge erlaubten. 

Neu kann die private Nutzung des Geschäftsfahrzeugs inklusive Arbeitswegkosten pro Monat mit 0,9 
Prozent (bisher 0,8 Prozent) des Fahrzeugkaufpreises versteuert werden. 

 

Wir bitten um Entschuldigung für diese Fehler. 


